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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


1. Abgeordneter Wenn die Mitteilung der Badischen Landes- 
Baier kreditanstalt in Karlsruhe zutrifft, daß die zur 

Verfügung stehenden Bundesmittel zur Förde- 
rung von Instandsetzungs- und Modernisie- 
rungsarbeiten in Altwohngebäuden bereits 
durch Anträge belegt sind und weitere An- 
träge auf Bewilligung derartiger Mittel nicht 
mehr angenommen werden können, frage ich 
die Bundesregierung, was getan wird, damit 
auch in den übrigen zehn Monaten dieses 
Jahres die dringenden Instandsetzungs- und 
Modernisierungsarbeiten in Altwohngebäuden 
gefördert werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


2. Abgeordneter Wird die Bundesregierung rechtzeitig vor der 
Reddemann Osterreisewelle den Personenkreis warnen, 

der auch nach dem alliierten Berlin- Abkom- 
men und den deutschen Zusatzvereinbarungen 
auf den Wegen von und nach Berlin der Ge- 
fahr der Verhaftung und der Aburteilung un- 
terliegt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die von einem Re- 
Pieroth feratsleiter des Bundesministeriums für wirt- 

schaftliche Zusammenarbeit öffentlich vertre- 
tene Auffassung, die Wirtschaftsordnung der 
Bundesrepublik Deutschland sei eine „soge- 
nannte freie Marktwirtschaft", die zu unge- 
rechter Vermögensverteilung geführt habe 
und auf keinen Fall auf die Entwicklungslän- 
der übertragen werden dürfe, und welche 
Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung 
gegebenenfalls in ihrer Entwicklungspolitik 
daraus zu ziehen? 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3243 


4. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für angemessen, 
Werner daß die deutschen Entwicklungshilfeleistungen 

aus öffentlichen Mitteln für 1970 im Vergleich 
mit den Partnerstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft einschließlich Englands, Dänemarks 
und Norwegens mit 0,32% des Bruttosozial- 
produktes an vorletzter Stelle stehen, und wie 
stimmt das überein mit der Regierungserklä- 
rung des Bundeskanzlers und anderen Erklä- 
rungen der Bundesregierung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


5. Abgeordneter 

Dr. Heilige 


6. Abgeordneter 

Dr. Heilige 


7. Abgeordneter 

Dr. Gleissner 


8. Abgeordneter 

Jung 


9. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


Aus welchen Gründen hält die Bundesregie- 
rung die Errichtung eines Primatenzentrums 
für erforderlich? 

Wie kann die Bundesregierung sicherstellen, 
daß die Anwohner nicht durch das Primaten- 
zentrum gesundheitlich gefährdet werden? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung von 
Berufsverbänden und Presseorganen, daß nach 
neuesten Berechnungen, die sich auf den er- 
kennbaren Bedarf von Staat und Wirtschaft 
und das vorausschaubare Angebot von Diplom- 
chemikern stützen, u. a. als Folge des über- 
stürzten Ausbaus der Hochschulen in der Fach- 
richtung Chemie, Mitte der 70iger Jahre jeder 
vierte und gegen Ende des Jahrzehnts fast 
jeder zweite Hochschulabsolvent keinen Ar- 
beitsplatz findet, der seiner Ausbildung ent- 
spricht, und ist auch die Bundesregierung der 
Auffassung von Berufsverbänden der natur- 
wissenschaftlichen Disziplinen (Chemie, Phy- 
sik), die den bisherigen hektischen Ausbau 
von Hochschulen in der Bundesrepublik 
Deutschland erneut kritisieren und davor war- 
nen, daß dieser Ausbau ohne vorherige Prü- 
fung des Bedarfs an akademisch-vorgebildeten 
Fachkräften weiter wie bisher betrieben wird? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den Schulunterricht für Kinder ausländi- 
scher Arbeitnehmer uneingeschränkt der 
Schulaufsicht der Länder-Kultusminister zu un- 
terstellen? 

Bedeutet die Absicht der Bundesregierung, die 
durch den Weggang von Frau Dr. Hamm- 
Brücher freiwerdende Stelle des für den Bil- 
dungsbereich zuständigen Staatssekretärs im 
Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft nicht wieder zu besetzen, daß die Bun- 
desregierung die Bildungspolitik nun nicht 
mehr an der ersten Stelle der inneren Refor- 
men sieht? 
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10. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung (wie in der 
Frau Dr. Walz „Frankfurter Rundschau" vom 2. März 1972 
berichtet) die Auffassung des früheren Sena- 
tors Evers, daß auch der neue Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft, Klaus von Doh- 
nanyi, in seinem Amt scheitern werde, weil 
sich die Voraussetzungen gegenüber denen, 
die beim Amtsantritt seines Vorgängers Vor- 
lagen, nicht geändert haben? 


11. Abgeordneter In welcher Weise ist die Bundesregierung 

Wohlrabe beim Senat von Berlin vorstellig geworden, 

um eine sachgerechte Verwendung der aus 
dem Bundeshaushalt im Rahmen der Bundes- 
hilfe für Berlin zur Verfügung gestellten 
Bundesmittel an der Freien Universität Berlin 
zu erreichen? 


12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß inzwi- 
Wohlrabe sehen namhafte Professoren in Berlin die Auf- 

fassung vertreten, daß es der deutschen Indu- 
strie nicht verargt werden könne, wenn sie 
nicht mehr auf Absolventen der Berliner Uni- 
versitäten zurückgreife, da vielfach ein lei- 
stungsorientiertes Studium nicht gegeben sei, 
und welche Konsequenzen gedenkt die Bun- 
desregierung daraus zu ziehen? 


13. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzu- 
Lenzer stellen, daß auf dem zukunftsträchtigen Markt 

der Hochtemperaturreaktoren der Kugelhau- 
fenreaktor durch deutsche Firmenkonsortien 
erbaut wird, und teilt sie die Auffassung, daß 
dieser Reaktortyp wegen seiner Umwelt- 
freundlichkeit und des Einsatzes von Prozeß- 
wärme geeignet ist, zum Beispiel im Ruhrge- 
biet oder Saarland einen Beitrag zur wirt- 
schaftlichen Umstrukturierung zu leisten? 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß der 
Bau von Kugelhaufenreaktoren in der Größen- 
ordnung um 300 MW weiter gefördert werden 
sollte, daß ohne auf die weitere Entwicklung 
des Prototypprojekts in Uentrop/Schmehausen 
bereits jetzt die notwendigen Fachprogramme 
entwickelt werden müssen, und welche Auf- 
fassung hat in diesem Zusammenhang die Bun- 
desregierung über eine mögliche ausländische 
Beteiligung an der Hochtemperaturreaktor- 
bau-GmbH (HTB) ? 

15. Abgeordneter In welcher Höhe haben die Länder auf Grund 
Dr. Probst der Rahmenvereinbarung zwischen Bund und 

Ländern über Modellversuche vom 7. Mai 1971 
Zuschüsse beantragt, und in welcher Höhe hat 
der Bund Zuschüsse bewilligt? 


14. Abgeordneter 

Lenzer 
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16. Abgeordneter Wie hoch sind die durchgeführten Streichun- 

Dr. Probst gen bei den Zuschuß anträgen (auf geschlüsselt 

nach Ländern), und wann wurden die vom 
Bunde zugesagten Zuschüsse an die Länder 
überwiesen? 

17. Abgeordneter Wie erklärt sich die Bundesregierung die Tat- 

Dr. Sperling sache, daß die ursprünglich im Statusbericht 

1972 veranschlagten Kosten eines deutschen 
Brüterprojektes einschließlich des 300-MW- 
Prototypenkraftwerkes mit Natriumkühlung 
(SNR 300) in Höhe von insgesamt etwa zwei 
Milliarden DM auf etwa das Doppelte steigen 
sollen, und unter welchen Aspekten (Kosten- 
Nutzen-Analyse) kommt die Bundesregierung 
zu der Auffassung, daß bis zur Erreichung der 
Marktreife des Projektes etwa im Jahre 1990 
das Urteil der „Wirtschaftlichkeit" gerecht- 
fertigt ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


18. Abgeordneter Wann — und gegebenenfalls in welchem Sin- 

Dr. Slotta ne — beabsichtigt die Bundesregierung, eine 

Änderung des § 79 a des Bundesbeamtenge- 
gesetzes, damit nicht nur — wie bisher — 
solche Beamtinnen einen Antrag auf Ermäßi- 
gung ihrer Arbeitszeit bis zur Hälfte ihrer 
regelmäßigen Arbeitszeit stellen können, die 
mit mindestens einem Kind unter 16 Jahren 
in häuslicher Gemeinschaft leben, sondern 
auch solche, für die eine Arbeitszeitverkürzung 
wegen pflegebedürftiger Angehöriger sich als 
notwendig erweist? 

19. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Geldner die besoldungsmäßig zu niedrige Einstufung 

von graduierten Ingenieuren zu beseitigen, 
vor allem im Hinblick auf die weiter ange- 
hobene Ausbildungsqualität durch die Schaf- 
fung von Fachhochschulen? 

20. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft geben 

Baeuchle über Zahl und Aufklärung von Banküber- 

fällen (einschließlich der dabei erbeuteten 
Geldbeträge und verletzten oder getöteten 
Personen) in den Jahren 1970 und 1971? 

21. Abgeordneter Findet eine gesonderte Ausweisung dieser 

Baeuchle Fälle in der Bundeskriminalstatistik statt? 

22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 

Dr. Arnold wirken, daß die Versorgung der Familien von 

Polizeibeamten, die im Dienst getötet oder 
dienstunfähig werden, erheblich verbessert 
wird? 
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23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, insbesondere 

Dr. Schneider mit den Ländern der Europäischen Wirtschafts- 

(Nürnberg) gemeinschaft und der Europäischen Freihan- 

delszone Verhandlungen mit dem Ziel aufzu- 
nehmen, internationale Vereinbarungen zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften über die 
Herstellung den Handel, den Erwerb und das 
Führen von Waffen zu erreichen? 


24. Abgeordneter Wie hoch ist nach Schätzung der Bundesregie- 

Dr. Schneider rung die Zahl von Ausländern, die sich z. Z. 

(Nürnberg) illegal in der Bundesrepublik Deutschland auf- 

hält, und reichen nach Ansicht der Bundes- 
regierung die geltenden Rechtsvorschriften 
über die Ausweisung und Abschiebung insbe- 
sondere von illegal eingereisten Ausländern 
aus? 

25. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die vom 

Ziegler Mitglied des Bundesvorstands der Arbeitsge- 

meinschaft der Jungsozialisten in der SPD, 
Heinz Kopp, formulierte und vom Bundeskon- 
greß der Arbeitsgemeinschaft mit Beifall auf- 
genommene Kritik am „bürgerlichen Parla- 
mentarismus", und sind die Äußerung des 
Vorstandsmitglieds der Arbeitsgemeinschaft 
der Jungsozialisten in der SPD vor dem Bun- 
deskongreß der Jungsozialisten: „Wir wiegen 
uns nicht in der Hoffnung, den Sozialismus 
mittels Stimmzettel zu erreichen" und seine 
Warnung vor der „Illusion . . . , vom Kapi- 
talismus könne man schiedlich und friedlich 
zum Sozialismus kommen", nach Ansicht der 
Bundesregierung geeignet, Zweifel an der Ver- 
fassungsmäßigkeit der politischen Ziele der 
Arbeitsgemeinschaft zu begründen? 

26. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dem mit Beschluß 

Wagner des Bundestages vom 3. März 1971 angenom- 

(Günzburg) menen Antrag des Innenausschusses (Druck- 

sache VI/1885) nachkommen, wonach die recht- 
zeitige Vorlage der erforderlichen Gesetzent- 
würfe erwartet wird, damit zum 1. Juli 1972 
die Höherstufung der Eingangsämter unter 
Wegfall der Regelbeförderung und die Um- 
wandlung der Unterhaltszuschüsse für Beam- 
tenanwärter in Anwärterbezüge durchgeführt 
werden kann? 


27. Abgeordneter Wieviel Sportstätten im Zonenrandgebiet hat 

Zebisch die Bundesregierung mit welchem Mittelauf- 

wand gefördert? 

28. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Zebisch die Sportvereine im Zonenrandgebiet beim 

Bau von Sportstätten flächenmäßig intensiver 
zu unterstützen? 
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29. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Welche langfristige Konzeption hat die Bun- 
desregierung hinsichtlich der Förderung künf- 
tig zu errichtender Eisschnellauf-Kunsteis- 
bahnen in der Bundesrepublik Deutschland, 
und unter welchen Bedingungen ist die Bun- 
desregierung insbesondere bereit, eine Eis- 
schnellauf-Kunsteisbahn in München zu bezu- 
schussen? 


30. Abgeordneter Trifft es zu, daß der „Bonner Staatsapparat“ 
Ott mit einer großen Anzahl ehemaliger National- 

sozialisten durchsetzt ist, wie der stellvertre- 
tende Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft der 
Jungsozialisten in der SPD, Karsten Voigt, 
kürzlich geäußert hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


31. Abgeordneter 

von Bockeiberg 


32. Abgeordneter 

von Bockeiberg 


33. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


34. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


Trifft es zu, daß das Bundesministerium der 
Justiz auf Grund der vom Rechtsausschuß er- 
teilten Aufträge eine Anhörung von einer 
Vielzahl von freiberuflichen Verbänden durch- 
geführt hat? 

Hat der Bundesminister der Justiz im Gegen- 
satz zur Grundhaltung des Rechtsausschusses 
in seiner ersten Beratung gewichtige Bedenken 
gegen ein Partnerschaftsgesetz? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, auf Grund 
des Urteils des 4. Zivilsenats des Bundesge- 
richtshofs vom 21. September 1971 gesetzge- 
berische Maßnahmen vorzuschlagen, die die 
besondere Problematik genitalkorrigierender 
Operationen bei Transsexuellen und Trans- 
vestiten regeln? 

Wie steht die Bundesregierung zu Namens- 
änderungen bei Transsexuellen und Transve- 
stiten, durch die entweder der Vorname des 
anderen Geschlechts oder ein geschlechtsneu- 
traler Vorname verliehen werden soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 

35. Abgeordneter Welche Mehrbelastungen gegenüber den An- eingereicht 
Leicht sätzen des Regierungsentwurfs des Kernhaus- gemäß §110 

haltes des Bundes für das Rechnungsjahr 1972 Abs. 2 Satz 2 der 
sind aus heutiger Sicht bei wirklichkeitsge- Geschäftsordnung 
rechter Betrachtung zu erwarten (Einzelposten 
— bei noch nicht hinreichend bezifferbaren 
Beträgen gegebenenfalls Größenordnung mit 
Von/bis-Beträgen — und Gesamtbeträge auf 
die Ausgaben- und Einnahmeseite)? 
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36. Abgeordneter Inwieweit muß der Eventualhaushalt 1972 eingereicht 

Leicht bereits zur Erfüllung erteilter Zusagen — na- gemäß § 110 

mentlich im Rahmen des neuen Devisenhilfe- Abs. 2 Satz 2 der 
abkommens USA — in Anspruch genommen Geschäftsordnung 
werden? 

37. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung aus eingereicht 

Höcherl heutiger Sicht die notwendigen Kreditauf- gemäß § 110 

nahmen des Bundes (netto einschließlich Abs, 2 Satz 2 der 
Münzgewinn) im Rechnungsjahr 1972 r wenn Geschäftsordnung 
man die voraussichtlichen Mehrbelastungen 
nach Fragen 1 und 2 der Kleinen Anfrage betr. 

Haushaltslage des Bundes (Drucksache 
VI/3015) einbezieht und dabei auch berück- 
sichtigt (die nachstehende Aufstellung erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit) 

- — die sogenannte globale Minderausgabe von 
1,2 Milliarden DM, zu deren Erwirtschaf- 
tung die Bundesregierung entgegen frühe- 
ren Ankündigungen, keinen Deckungsvor- 
schlag gemacht hat, 

— die Ausgaben für die Verbesserung der 
Bezüge im öffentlichen Dienst bei entspre- 
chender Anwendung der tarifvertraglich 
vereinbarten Regelungen auch für Beamte 
(lineare Verbesserung um im Durchschnitt 
knapp 6 v. H.), 

— die Auswirkungen des in Aussicht genom- 
menen Kompromisses über die Anteile von 
Bund und Ländern an der Umsatzsteuer 
(einschließlich vorgesehener Ergänzungs- 
zuweisungen)? 

38. Abgeordneter Besitzt die Bundesregierung eine Gesamtüber- eingereicht 

Dr. Althammer sicht über die Auswirkungen oder möglichen gemäß § 110 

Auswirkungen der sich aus den Nummern 1 Abs. 2 Satz 2 der 

bis 3 der Kleinen Anfrage betr. Haushaltslage Geschäftsordnung 

des Bundes (Drucksache VI/3015) ergebenden 

und der sonstigen, aus heutiger Sicht als 

zwangsläufig angesehenen Mehrbelastungen 

(z. B. auf Grund des Rentenreformgesetzes) 

gegenüber dem geltenden Finanzplan für die 

Jahre 1973 bis 1975? 

39. Abgeordneter Wenn ja: Ist die Bundesregierung bereit, diese eingereicht 
Dr. Althammer Übersicht dem Deutschen Bundestag als Unter- gemäß §110 

läge für die Haushaltsberatungen und für die Abs. 2 Satz 2 der 
Beratungen der anstehenden finanzwirksamen Geschäftsordnung 
Gesetze zuzuleiten? 

40. Abgeordneter Auf welche Beträge schätzt die Bundesregie- eingereicht 

Höcherl rung aus heutiger Sicht unter Berücksichtigung gemäß § 110 

aller bisher erkennbaren Mehrbelastungen die Abs . 2 Satz 2 der 
Kreditaufnahmen (netto einschließlich Münz- Geschäftsordnung 
gewinn) des öffentlichen Gesamthaushalts von 
Bund, Ländern und Gemeinden einschließlich 
ERP-Sondervermögen, Lastenausgleichsfonds 
und öffa im Rechnungsjahr 1972 (insgesamt 
und aufgeteilt auf die einzelnen Bereiche)? 
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41. Abgeordneter Auf welche Beträge belaufen sidi die mögli- 
Dr. Schmidt chen Kreditaufnahmen von Stellen außerhalb 

(Wuppertal) der Bundesverwaltung, die durch Leistung 

oder Zusage von Schuldendiensthilfen (Zins- 
zuschüssen) 

a) im Rechnungsjahr 1972 nach dem Bundes- 
haushaltsplan und dem ERP-Wirtschafts- 
plan, 

b) im Rechnungsjahr 1972 nach dem Regie- 
rungsentwurf des Bundeshaushaltsplans 
und nach dem ERP-Wirtschaftsplan 


gefördert werden konnten bzw. gefördert wer- 
den können (Einzelbeträge nach Haushalts- 
stellen, aufgegliedert auf die beiden Rech- 
nungsjahre)? 


42. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine entspre- 
chende Aufstellung über die aus den Länder- 
haushalten geförderten Kreditneuaufnahmen 
von Stellen außerhalb der Länderverwaltung 
in den Rechnungsjahren 1971 und 1972 dem 
Deutschen Bundestag vorzulegen? 


43. Abgeordneter Werden Mittel aus der Auflösung der Kon- 
Dr. Warnke junkturausgleichsrücklage auch für Gemein- 

den in den Fördergebieten zur Verfügung 
gestellt und in welcher Höhe? 


44. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß in Berlin „mit groß- 
Engelsberger zügigen Krediten aus Bundesmitteln, die offe- 
nen Subventionscharakter haben“, ein Teil der 
Tageszeitungen, die der SPD nahestehen, un- 
terstützt wird, während Zeitungen in gleicher 
Wettbewerbssituation keine Förderung erhal- 
ten, und läßt diese Art der Subventionierung 
nicht befürchten, daß dadurch die freie Bericht- 
erstattung eingeschränkt wird? 


45. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


Inwieweit treffen Meldungen („Deutsche Ta- 
gespost“ Nr. 24 vom 25. /26. Februar 1972) zu, 
daß „DDR“-Behörden eine zentral gelenkte 
Aktion eingeleitet haben, bei der die auch 
heute noch von Bewohnern Mitteldeutschlands 
in der Bundesrepublik Deutschland geführten 
Guthabenkonten zwangsweise abzuliefern sind 
und der Transfer dieser im Verhältnis 1 : 1 um- 
getauschten Westguthaben trotz Fehlens einer 
entsprechenden Mandatserteilung der Konto- 
inhaber in deren Namen bei den Banken und 
Sparkassen im Bundesgebiet beantragt wird, 
und teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß dieses Verfahren gegen die devisenrecht- 
lichen Bestimmungen in der Bundesrepublik 
Deutschland verstößt? 


eingereicht 
gemäß §110 
Abs . 2 Satz 2 der 
Geschäftsordnung 


eingereicht 
gemäß §110 
Abs. 2 Satz 2 der 
Geschäftsordnung 


eingereicht 
gemäß §110 
Abs. 2 Satz 2 der 
Geschäftsordnung 
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46. Abgeordneter 

Freiherr 
von Firdts 


47. Abgeordneter 

Werner 


48. Abgeordneter 

Hansen 


49. Abgeordneter 

Hansen 


50. Abgeordneter 

Schulte 

(Schwäbisch 

Gmünd) 


51. Abgeordneter 

Dr. Ritz 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, einen optimalen Schutz der Westkonten 
von Bewohnern Mitteldeutschlands vor dem 
Zugriff der „DDR“ -Behörden zu schaffen, ins- 
besondere im Hinblick auf die bestehenden 
Entscheidungsschwierigkeiten der Kreditinsti- 
tute und Gerichte, die mit der Interessenwah- 
rung und Entscheidung in diesen durch die 
politische Situation bedingten Fällen befaßt 
sind? 


War dem Bundeskabinett bekannt, als es ohne 
den Beirat der Anstalt zu befragen und ohne 
daß der Personalrat der Anstalt Kenntnis da- 
von hatte beschloß, den Schwager des Bundes- 
ministers für Wirtschaft und Finanzen, Pro- 
fessor Mächens, Mainz, zum Präsidenten der 
Bundesanstalt für Bodenforschung zu berufen, 
daß das in einem Verwaltungsabkommen mit 
dem Land Niedersachsen geforderte Benehmen 
mit diesem Land förmlich noch nicht herge- 
stellt war? 


Trifft es zu, daß entgegen den Angaben der 
Bankenverbände die Geldinstitute aus Lohn- 
und Gehaltskonten neben den Überziehungs- 
krediten zusätzlich beträchtliche Gewinne er- 
wirtschaften durch den ihnen auf Grund des 
überdurchschnittlichen Guthabenbestandes zur 
Verfügung stehenden ewigen Kredit, durch die 
Vergabe von hochrentierlidien Ultimokre- 
diten auf Grund von Daueraufträgen sowie 
durch Anschlußgeschäfte und Zubringerdienste 
im Zusamenhang mit den Lohn- und Gehalts- 
konten? 


Wird die Bundesrepublik Deutschland — wenn 
sie die Einführung von Buchungsgebühren für 
Lohn- und Gehaltskonten nicht verhindern 
kann — eine Preisauszeichnungspflicht für alle 
Gebühren durchsetzen, um so die Markttrans- 
parenz und den Wettbewerb zu verbessern? 


Hält es die Bundesregierung für angebracht, 
daß die Kosten eines Bauherrn für seine im 
Haus installierte Heizung steuerlich absetzbar 
sind, die Anschlußkosten für eine Fernheizung 
jedoch nicht, obwohl die Einrichtung von Fern- 
heizungen ständig zunimmt? 


Hält es die Bundesregierung für berechtigt, 
die Mittel für den Aufwertungsausgleich im 
3. Subventionsbericht als Steuervergünstigung 
bzw. als Subvention auszuweisen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


52. Abgeordneter 

Maucher 


53. Abgeordneter 

Maucher 


54. Abgeordneter 

Meinike 

(Oberhausen) 


55. Abgeordneter 

Horstmeier 


56. Abgeordneter 

Horstmeier 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es bei 
der Berechnung der Ausgleichsrente für Be- 
schädigte und Kriegerwitwen immer Schwie- 
rigkeiten gibt wegen der Berechnung des Ein- 
kommens aus eigenem Hausbesitz? 

Ist die Regierung bereit, baldmöglichst eine 
Klärung im Wege der Rechtsverordnung zur 
Festsetzung der Anrechnung des Einkommens 
aus Hausbesitz zu erlassen, in der die neuen 
Einheitswerte berücksichtigt werden und eine 
entsprechende Heraufsetzung der Einkom- 
mensfreigrenze erfolgt? 

Welche Gründe waren dafür maßgebend, die 
Richtlinien über das Abrechnungsverfahren 
mit den Versehrtensportgruppen zu ändern 
und damit, wie zumindest vom Versehrten- 
sportverband behauptet, wesentlich zu er- 
schweren? 

Wie viele Landwirte — gegliedert nach Al- 
tersgruppen — haben seit dem Inkrafttreten 
des Agrarsozialen Ergänzungsgesetzes von der 
Möglichkeit der Nachentrichtung von Beiträ- 
gen für die gesetzliche Rentenversicherung 
Gebrauch gemacht? 

Wieviel Bundesmittel wurden dafür aufge- 
wendet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


57. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, die Höhe 

Dr. Jenninger der Kosten anzugeben, die dem Bundeshaus- 

halt aus Anlaß des Ausscheidens des General- 
inspekteurs entstehen durch die beabsichtigte 
Feldparade von Heer, Marine und Luftwaffe 
in Wunstorf? 


58. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß trotz 
Dr. Jenninger des schon seit Jahren andauernden Abbaues 
überkommener militärischer Formen, an dem 
der ausscheidende Generalinspekteur ent- 
scheidend mitbeteiligt war, die Feldparade 
und der Große Zapfenstreich noch zeitgemäße 
Formen sind, einen ranghohen Offizier zu ver- 
abschieden, obwohl Soldaten aller Dienstgrade 
— auf Grund der veränderten Erziehung und 
Ausbildung — für diesen Aufwand kein Ver- 
ständnis mehr aufbringen? 
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59. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, allen Mitglie- 
Dr. Sdunude dern des Bundestages die Möglichkeit zu er- 
öffnen, vor Einheiten der Bundeswehr bei 
offiziellen Besuchen ihre Absichten für den 
nächsten Bundestagswahlkampf darzulegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


60. Abgeordneter Reichen die derzeitigen Blutspenden aus, um 

Wolfram den Bedarf zu decken, und wie wird die zu- 

künftige Entwicklung beurteilt? 

61. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Frage geprüft, 

Wolfram ob auch in der Bundesrepublik Deutschland, 

ähnlich wie in anderen Ländern, Blutspenden 
von Verstorbenen möglich sein sollen, und ist 
sie bereit, dafür die gesetzlichen Vorausset- 
zungen zu schaffen? 

62. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, Maßnahmen für 

Dr. Slotta die — erwiesenermaßen nicht neue — Me- 

thode der Verwendung von Leichenblut für 
Transfusionen zu unterstützen, da der Bedarf 
an Blutkonserven nicht zuletzt durch die Zu- 
nahme der Verkehrsunfälle stetig größer wird, 
während die Zahl der Spendewilligen — wie 
die Erfahrung trotz aller Bemühungen von 
Organisationen zeigt — kaum noch gesteigert 
werden kann, und beabsichtigt sie, die bereits 
ausgefertigten und noch auszustellenden Or- 
ganspender-Pässe auch auf das Blut zu erwei- 
tern? 

63. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Versorgung der Kranken- 
Dr. Althammer häuser mit Blutkonserven in naher Zukunft 

nicht mehr ausreichend gewährleistet wird, 
da die Anzahl der benötigten Konserven in 
einem starken Ausmaß steigt, die Zahl der 
Spendenwilligen aber voraussichtlich nicht 
mehr gesteigert werden kann? 

64. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Dr. Althammer eingeleitet, um zu erreichen, daß das Blut 

Verstorbener entnommen werden kann, damit 
diesem Engpaß begegnet werden kann? 

65. Abgeordnete Aus welchem Grund ist das Weckmittel ANi 

Frau weiterhin nicht rezeptpflichtig, obwohl seine 

von Bothmer suchtfördernde Wirkung seit etwa zwei Jahren 

in Fachkreisen unbestritten ist? 


12 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3243 


66. Abgeordnete 

Frau Griesinger 


67. Abgeordnete 

Frau Griesinger 


68. Abgeordneter 

Josten 


69. Abgeordneter 

Josten 


70. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 

Wittgenstein- 

Hohenstein 


71. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 

Wittgenstein- 

Hohenstein 


72. Abgeordneter 

Dr. Fudts 


Treffen Pressemeldungen (Bietigheimer Zei- 
tung vom 11. Februar 1972) zu, daß größere 
Mengen an Salat mit erheblichen Rückstän- 
den von Pflanzenschutzmitteln, die von den 
Schweizer Grenzbehörden bei der Einfuhr von 
Belgien in die Schweiz zurückgewiesen wor- 
den sind, für den menschlichen Verzehr in die 
Bundesrepublik Deutschland ohne Beanstan- 
dung durch deutsche Behörden umgeleitet wor- 
den sind? 


Was gedenkt die Bundesregierung zukünftig 
zu tun, damit verhindert wird, daß die stren- 
gen lebensmittelrechtlichen Vorschriften in 
der Bundesrepublik Deutschland nicht durch 
Lieferungen aus anderen EWG-Mitgliedslän- 
dern und auch aus Drittländern unterlaufen 
werden? 


Werden von der Regierung Erfahrungen in an- 
deren Ländern gesammelt, wie dort Menschen 
in der für sie zutreffenden Behinderung, z. B. 
als Rollstuhlfahrer, Seh-, Hör- oder Gehbehin- 
dertem geholfen wird? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, durch Zusammenarbeit der zuständigen 
Ministerien mitzuhelfen, damit für die Einglie- 
derung der behinderten Menschen in unsere 
Gesellschaft mehr getan wird? 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregie- 
rung die Verordnung der Verschreibungs- 
pflicht für appetithemmende Mittel (phenter- 
minhaltige Arzneimittel zunächst der Tages- 
presse bekanntgegeben, bevor Apotheker- und 
Ärzteschaft über diese so wichtige Vorschrift 
in den dafür zuständigen Presseorganen infor- 
miert wurden? 


Hält die Bundesregierung es nicht für zweck- 
mäßiger, auch schon vor Erlaß solcher Verord- 
nungen Ärzteschaft und Apotheker über Ab- 
sichten des Bundesministeriums für Jugend, 
Familie und Gesundheit zu informieren, um 
eine frühestmögliche Aufklärung und Beratung 
der Patienten zu ermöglichen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Wir- 
kung des Antidepressionsmittels Imipramin, 
das in Deutschland und anderen Ländern unter 
dem Handelsnamen Tofranil bekannt ist, ins- 
besondere bei Anwendung während einer 
Schwangerschaft? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


73. Abgeordneter Trifft es zu, daß nach den bisherigen Aussa- 
Dr. Gleissner gen, in Verbindung mit dem Fall „PAN-Inter- 

national", wirtschaftliche Interessen von Char- 
terflugunternehmen in unzulässiger Weise mit 
der Sicherheit der Beförderung kollidieren, 
und welche Konsequenzen ergeben sich dar- 
aus, um für die kommende Urlaubszeit die 
Sicherheit der Beförderung bei Charterflug- 
unternehmen, die sich als unzureichend er- 
wiesen haben, zu gewährleisten? 

74. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei dem im Rahmen 

Jung der neuen Ferienreiseverordnung 1972 vor- 

gesehenen Wochenendfahrverbot für schwere 
LKW auf Bundesautobahnen und -fernstraßen 
eine Ausnahmegenehmigung für Weichobst- 
transporte in Fahrtrichtung Süd-Nord erteilen, 
um so negative Auswirkungen auf die süd- 
deutschen Weichobstmärkte (z. B. Warenstau 
während der Kirschenernte am Samstag und 
Sonntag) zu vermeiden? 


75. Abgeordnete Ist der Bundesregierung die Unfallgefahr be- 
Frau Lautecbach kannt, der Reisende mit der Deutschen Bun- 
desbahn beim Ein- und Aussteigen durch die 
häufig zu hohen Trittbretter an den Zügen 
— gemessen am Abstand zur Bahnsteigkan- 
te — ausgesetzt sind, und über die vor allem 
ältere und behinderte Menschen Klage führen? 


76. Abgeordnete Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Frau Lauterbach rung, darauf hinzuwirken, daß im Rahmen 
ihrer Unfallverhütungsmaßnahmen auch diese 
Unfallursache beseitigt werden kann? 


77. Abgeordneter Gab es bei der Deutschen Bundesbahn im 
Dr. Jobst Januar und Februar 1972 leer stehende Wag- 

gons, und wenn ja, wie groß war in diesem 
Zeitraum im Durchschnitt der tägliche Anfall? 


78. Abgeordneter Hält die Bundesregierung trotz der Aufforde- 
Dr. Kempfier rung durch den ADAC daran fest, bis 31. De- 
zember 1972 die bisherigen Ortsendeschilder 
durch neue zu ersetzen? 


79. Abgeordneter Wird die Bundesregierung der allgemeinen 

Dr. Kempfier Kritik der Öffentlichkeit und des ADAC Rech- 

nung tragen und sich für eine Änderung dieses 
Punktes im Wiener Abkommen einsetzen? 
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80. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdrweig) 


81. Abgeordneter 

Dr. Apel 


82. Abgeordneter 

Dr. Apel 


83. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


84. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


85. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Ist die Bundesregierung bereit, für die Auf- 
gaben der Inspektion des Luftfahrtbundesamts, 
Planstellen bereitzustellen, die abgestützt 
durch ein System von Sonderzulagen, es er- 
möglichen, daß für diese Aufgaben fliegendes 
Personal (Luftkapitäne) gewonnen werden 
kann, ohne die dieser schwierigste Aufgaben- 
bereich des Luftfahrtbundesamts nicht fach- 
gerecht arbeiten kann? 

Hat die Bundesregierung inzwischen die zuge- 
sagte Prüfung der Frage, ob es nach dem 
Vorbild westlicher Nachbarländer erforderlich 
ist, daß alle Kraftfahrzeuge nach Verkehrsun- 
fällen ab einer bestimmten Schadenshöhe erst 
dann wieder die Betriebserlaubnis erhalten, 
wenn sie nach Abschluß der Reparatur einer 
Überprüfung durch den TÜV unterzogen wur- 
den, abgeschlossen, und zu welchem Ergebnis 
ist sie gekommen? 

Zu welchem Ergebnis ist die Bundesregierung 
bei der zugesagten Überprüfung der Frage 
gekommen, ob es aus Gründen der Verkehrs- 
sicherheit notwendig ist, daß — wie in anderen 
westeuropäischen Staaten — auch in der Bun- 
desrepublik Deutschland Führerscheine, die 
durch die Fahrprüfung auf einem Fahrzeug mit 
automatischer Gangschaltung erworben wer- 
den, nicht ohne weiteres auch zum Fahren von 
PKW mit traditioneller Gangschaltung berech- 
tigen? 

Hält die Bundesregierung die Empfehlung des 
„Deutschen Verkehrsgerichtstages 1972", in 
das Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf 
dem Gebiet der Binnenschiffahrt in Anlehnung 
an § 7 des Gesetzes über die Aufgaben des 
Bundes auf dem Gebiet der Seeschiffahrt eine 
Vorschrift aufzunehmen, nach welcher Sport- 
verbände mit der Ausbildung und Prüfung von 
Sportbootführern und der Erteilung von Zeug- 
nissen betraut werden können, für in der Sache 
berechtigt, und welche Schlüsse wird sie dar- 
aus ziehen? 

Ist von der Bundesregierung eine Änderung 
der Straßenverkehrs-Ordnung in Aussicht ge- 
nommen, wonach künftighin nur noch voll 
reflektierende Straßennamenschilder verwen- 
det werden dürfen? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 10. März 1972 zu, daß die 
Maschine der Aeroflot, die fahrplanmäßig am 
3. März 1972 ohne Zwischenlandung von Mos- 
kau nach Frankfurt fliegen sollte, in Schöne- 
feld gelandet ist, die Passagiere von der 
Volkspolizei überprüft worden sind mit dem 
Ergebnis, daß beim Weiterflug eine größere 
Anzahl fehlte, und daß die Maschine deshalb 
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mit über zwei Stunden Verspätung in Frank- 
furt eingetroffen ist, und was hat die Bundes- 
regierung — bejahendenfalls — daraufhin ge- 
tan bzw. gedenkt sie zu tun? 

86. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Straßen- 

Dr. Sperling verkehrs-Ordnung dahin gehend zu novel- 

lieren, daß in einem absehbaren Zeitraum die 
Verwendung sogenannter „Total-Mobility- 
Reifen" zwingend vorgeschrieben wird, um 
damit die Unfallursachen durch Reifenschäden 
erheblich zu reduzieren, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu tun, um die Entwicklung 
solcher Reifen zur Serienreife zu fördern? 

87. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Klepsch die Sperrung der Autobahnbrücke über den 

Rhein bei Bendorf (Koblenz) an zehn Samsta- 
gen und Sonntagen für den Lkw-Verkehr durch 
die „Verordnung zur Erleichterung des Ferien- 
reiseverkehrs auf der Straße im Jahre 1972" 
mit einer Verkehrsbelastung nicht begründet 
werden kann, weil die Bendorfer Autobahn- 
brücke über den Rhein eine wesentliche zwi- 
schenörtliche Verkehrsbedeutung im Planungs- 
raum Koblenz hat, die der insbesondere an den 
Wochenenden durch den Ferien- und Reise- 
verkehr überlasteten Pfaffendorfer Rhein- 
brücke im Zuge der Bundesstraße 49 ebenso- 
wenig zugewiesen werden kann, wie der bau- 
fälligen Neuwieder Brücke, solange die noch 
im Bau befindliche Südbrücke Koblenz nicht 
als Entlastung zur Verfügung steht? 

88. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die von einer 

Strohmayr amerikanischen Werbeagentur der U. S. Postal 

Service gegebene Anregung zu prüfen, zur 
Defizitminderung Briefmarken als Werbeträ- 
ger zu nutzen, wobei hier an typische Export- 
produkte (wie Automobile VW, Mercedes) 
oder Agrarprodukte (Wein) zu denken wäre? 

89. Abgeordneter Zieht die Deutsche Bundespost aus den jüng- 

Niegel sten Gemeindezusammenschlüssen bezüglich 

der Postleitzahl und der Postzustellung ent- 
sprechende Folgerungen, da zu befürchten ist, 
daß in neu geschaffenen Kommunen, wie 
am Beispiel des neuen Gebiets der Stadt Holl- 
feld zu sehen ist, mehrere Postleitzahlen Gül- 
tigkeit haben? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

90. Abgeordneter Trifft die Mitteilung des Bundesministers für 
Dr. Martin Bildung und Wissenschaft, Prof. Leussink, auf 

einer Pressekonferenz vom 29. Februar 1972 
zu, er werde als Berater des Bundeskanzlers 
auch nach seinem Ausscheiden aus dem Amt 
tätig sein? 


16 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drudtsadie VI/3243 


91. Abgeordneter Wenn ja, wurde ein Beratervertrag abge- 
Dr. Martin schlossen, wie sind seine Bedingungen, und 

wie soll die Koordination mit dem designier- 
ten Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft, Dohnanyi, ausgeführt werden? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


92. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


Was versteht die Bundesregierung unter „den 
grundsätzlich geschützten Rechten auch im in- 
ternationalen Bereich . . . der nicht im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes lebenden 
Deutschen" (vgl. Schriftliche Antwort der Bun- 
desregierung in Anlage 8 im Stenographischen 
Bericht der 164. Sitzung vom 21. Januar 1972, 
S. 9465), und gehört zu diesen „grundsätzlich 
geschützten Rechten" auch Fürsorgeanspruch 
und Selbstbestimmungsrecht „der nicht im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes lebenden 
Deutschen"? 


93. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Ostblockstaaten einschließlich der sowjeti- 
schen Besatzungszone Deutschlands Fürsorge- 
anspruch und Selbstbestimmungsrecht der 
„nicht im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
lebenden Deutschen" nur im Sinne der Ver- 
wirklichung einer leninistischen Rechts- und 
Gesellschaftsordnung anerkennen, und hat 
demgegenüber die Bundesregierung in den 
Ostverträgen verwirklicht oder gefördert, daß 
auch den nicht im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes lebenden Deutschen in „freier Selbst- 
bestimmung die Einheit und Freiheit Deutsch- 
lands zu vollenden" ohne Selbstgefährdung 
noch möglich bleibt? 


94. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung, auf den 
Blumenfeld Vorschlag der Kommission der Europäischen 

Gemeinschaften zu reagieren, eine Minister- 
ratstagung für unerledigte Fälle abzuhalten, in 
der vor allem die große Zahl von Verord- 
nungs-, Richtlinien- und Entscheidungsvor- 
vorschlägen der Kommission auf den Gebieten 
der Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und der Beseitigung technischer Handelshemm- 
nisse behandelt werden soll? 


95. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, alles in ihren 
Blumenfeld Kräften stehende zu tun, um den enormen 

Rückstand bei den Beschlußfassungen des Mi- 
nisterrats aufzuholen und künftig zu vermei- 
den? 
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96. Abgeordneter Ist bei dem Besuch des Bundeskanzlers im 

Kiedile Iran die von der Arbeitsgemeinschaft der 

Jungsozialisten in der SPD vorgenommene 
Charakterisierung der Regierung des Iran als 
„eines faschistischen Schah-Regimes" zur 
Sprache gekommen, und teilt die Bundes- 
regierung diese Auffassung? 

97. Abgeordneter Welche Schritte unternimmt die Bundesregie- 

Dr. Ritz rung, um die zu erwartenden negativen Aus- 

wirkungen des isländischen Parlaments- 
beschlusses, die Fischereigrenze vor dem In- 
selstaat von 12 auf 50 Seemeilen auszudeh- 
nen, von der deutschen Hochseefischerei ab- 
zuwenden? 

98. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Erwei- 

Grobecker terung der Fischereigrenzen auf 50 Meilen 

durch Island? 

99. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Grobecker die Freiheit der internationalen Fischfangge- 

biete zu sichern? 

100. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegen den 

Cramer Beschluß des isländischen Parlaments vom 

15. Februar 1972, die Fischereifreigrenze von 
12 auf 50 sm auszudehnen, zu unternehmen? 

101. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei 

Cramer Durchführung dieses Parlamentsbeschlusses 

eine kontinuierliche und ausreichende Versor- 
gung des deutschen Markts mit Frischfisch 
nicht mehr gewährleistet ist und die Fischin- 
dustrie zum Erliegen kommt? 

102. Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung die Erklärung 

Engelsberger des sowjetischen Deutschlandexperten Valen- 

tin Bereshkow, daß die Nichtratifizierung der 
Ostverträge „schlimme Folgen" haben und die 
Möglichkeit sogar eines „heißen Krieges" nicht 
ausschließen würde, nicht sofort und energisch 
als unzulässige Einmischung in die politische 
Entscheidungsfreiheit eines souveränen Staa- 
tes und eines frei gewählten Parlaments zu- 
rückgewiesen, und muß nicht die wiederholte 
Beteuerung der Bundesregierung, „die Ver- 
träge werden ratifiziert", als Ursache für die 
sowjetische Haltung gesehen werden? 

103. Abgeordneter Ist die Bundesregierung davon informiert, daß 

Dr. Jahn die niederländische Regierung einen Antrag 

(Braunsdiweig) zur Änderung der Römischen Verträge vorbe- 
reitet, in dem vorgesehen ist, daß die „DDR" 
nach Abschluß eines Generalvertrags mit der 
Bundesrepublik Deutschland von der EWG 
nicht mehr länger als innerdeutscher Handels- 
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104. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


105. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 


106. Abgeordneter 

Rollmann 


107. Abgeordneter 

Rollmann 


raum betrachtet werden soll, sondern als 
Drittland wie die anderen Ostblockländer, und 
wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um dieser niederländischen Initiative ent- 
gegenzuwirken? 


Wie gedenkt die Bundesregierung das „ein- 
heitliche Ganze" herzustellen, das die Verträge 
der Bundesrepublik Deutschland mit den so- 
zialistischen Ländern — „insbesondere mit 
der UdSSR, Polen, der CSSR und der DDR" — 
nach der in Moskau getroffenen Absichtser- 
klärung Nummer Eins bilden sollen? 


Bedeutet die betonte Nennung dieser vier 
Länder durch die beiden vertragschließenden 
— also die Sowjetregierung und die Bundes- 
regierung — , daß die vier Verträge eine be- 
sondere und gemeinsame Rechtsqualität besit- 
zen sollen? 


Ist es richtig, daß der von der sowjetischen 
Regierung als sowjetischer Generalkonsul in 
Hamburg vorgesehene Botschaftsrat an der 
sowjetischen Botschaft in Bonn, German Vla- 
dimirov, stellvertretender Leiter des sowjeti- 
schen Geheimdienstes (KGB) für die Bundes- 
republik Deutschland ist? 


Hat die Bundesregierung ein Agrement für 
Herrn Vladimirov als sowjetischer General- 
konsul bereits erteilt, oder beabsichtigt sie, 
ein solches zu erteilen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Wenn die Bundesregierung, wie in der Frage- 

Ott stunde vom 24. Februar 1972 erklärt, die Re- 

gierungsanzeige über die Erweiterung der 
EWG nur in einer bestimmten Anzahl von 
Zeitungen veröffentlicht hat, um welche Zei- 
tungen, mit welcher Auflagenzahl und wel- 
chem Kostenbetrag handelt es sich? 

2. Abgeordneter Wenn die Bundesregierung (Fragestunde vom 

Ott 24. Februar 1972) der Auffassung ist, „daß die 

Europapolitik eine gemeinsame Angelegenheit 
ist", aus welchen Gründen hat sie dann in der 
Ende Januar 1972 gestarteten Anzeigenaktion 
den Eindruck zu erwecken versucht — was 
wohl der einzige Zweck der Anzeige war — , 
daß der Bundesregierung allein das Verdienst 
in der Europapolitik zuzuschreiben wäre? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


3. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung in den letzten 

Dr. Jenninger zwölf Monaten veranlaßt, um bei der italieni- 

schen Regierung die Begnadigung des seit 
Kriegsende inhaftierten Herbert Kappler zu 
erreichen? 

4. Abgeordneter Welche Auswirkungen auf die deutsche Hoch- 

Dr. Ahrens Seefischerei hat die Ausweitung der Fischerei- 

grenze vor den Küsten Islands von 12 auf 
50 sm, die vor kurzem vom isländischen Par- 
lament beschlossen worden ist? 

5. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für möglich, diese 

Dr. Ahrens Einschränkung der Fanggründe der deutschen 

Hochseefischerei wieder rückgängig zu ma- 
chen oder ihr in anderer Weise zu helfen? 

6. Abgeordneter Warum ist die Bundesregierung nicht bereit, 
Engelsberger die Dokumentation über die „Geschichte der 

deutschen Kriegsgefangenen des Zweiten 
Weltkrieges" der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen, während andererseits von Deutschen 
begangene Greueltaten immer wieder der 
Weltöffentlichkeit vor Augen geführt werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter Kann der Zeitraum verkürzt werden, der bei 

Dr. Oetting der Erstattung von Rückführungskosten von 

Deutschen in die Bundesrepublik Deutschland 
zwischen der Festsetzung der Umrechnungs- 
kurse durch den Bundesminister des Innern 
und ihrer Mitteilung gegenüber den mit der 
Erstattung betrauten Behörden besteht, indem 
diesen Behörden die Kurse mitgeteilt werden? 

8. Abgeordneter Können künftig die Umrechnungskurse wieder 

Dr. Oetting wie früher für einen längeren Zeitraum fest- 

gesetzt werden? 

9. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den vom 

Lenzer Technischen Hilfswerk Wetzlar dem Bundes- 

ministerium des Innern mit Schreiben vom 
14. Februar 1972 unterbreiteten Vorschlag, das 
in der Nähe der Stadt Wetzlar seit vier Jah- 
ren leerstehende Munitionslager für Zwecke 
des Technischen Hilfswerkes herzurichten, zu- 
mal die auf dem Gelände der Gemeinde Solms 
errichteten Gebäude bereits Eigentum des 
Bundes sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


10. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Geisenhofer Zuwanderung nach München im Jahre 1971 

sich noch immer auf 31 000 Personen belaufen 
hat, ca. 30 000 Wohnungen fehlen, darunter 
ca. 14 000 Sozialwohnungen, die Zahl der 
Räumungen seit Jahren ca. 300 Fälle jährlich 
beträgt und 6332 Wohnungsnotstandsfälle in 
München registriert sind? 

11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Anbetracht 
Geisenhofer dieser Umstände die Verordnung über Räu- 
mungsfristen in der kreisfreien Stadt München 
und im Landkreis München vom 23. April 1970 
bis zum 31. Dezember 1974 zu verlängern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


12. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß bei 
Pieroth der Vergabe von Aufträgen an Teilstücken 

der A 14 deutsche Angebote aus konjunktu- 
rellen Gründen bevorzugt werden sollten, und 
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hält die Bundesregierung die Vergabe von 
Aufträgen an ausländische Unternehmer, die 
ein niedrigeres Angebot auf Grund der unter- 
schiedlichen Lohn- und Sozialabgabenbela- 
stung unterbreiten können, mit den Prinzipien 
einer vernünftigen Wettbewerbspolitik für 
vereinbar? 


13. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 
Wuwer Wicklungsaussichten im Ost-West-Handel, 

nachdem die Comecon-Länder bisher den Han- 
del mit dem Westen im wesentlichen bei un- 
vorhergesehenen Störungen auf den Binnen- 
märkten betrieben haben? 


14. Abgeordneter Trifft die Meldung der Westfälischen Rund- 

Urbaniak schau vom 3. März 1972 zu, daß die Wirt- 

schaftsverbände auf die Bundesregierung mit 
dem Ziel einwirken, daß zusätzliche Schacht- 
anlagen im Ruhrgebiet stillzulegen sind und 
dafür polnische Steinkohle importiert werden 
soll? 


15. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung diese Auffassung 

Urbaniak der Wirtschaftsverbände, oder denkt sie 

daran, das vereinbarte Anpassungsprogramm 
im Steinkohlebergbau durchzuführen? 


16. Abgeordneter Welche Gründe haben die Bundesregierung 
Engelsberger bewogen, Professor Eberhard Mächens zum 
Präsidenten der Bundesanstalt für Bodenfor- 
schung zu ernennen, obwohl der bisherige 
Präsident Professor Richter-Bernburg und die 
Personalvertretungen der Bundesanstalt für 
Bodenforschung und des niedersächsischen 
Landesamts für Bodenforschung protestiert 
hatten mit der Begründung, daß „wesentlich 
geeignetere Fachkräfte' 1 vorgeschlagen wor- 
den seien? 


17. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Ausgaben für 
Biehle Liebesgabenpakete in die DDR im Lohnsteuer- 

jahresausgleich künftig auch dann steuerlich 
anerkennen zu lassen, wenn es sich beim je- 
weiligen Empfänger der Sendung nicht um 
Verwandte handelt? 


18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die bisher von 
Börner den amerikanischen Streitkräften genutzten 

Wohnungen in der Kennedystraße und in der 
Breitscheidstraße in Kassel dem Magistrat der 
Stadt Kassel für die Unterbringung einkom- 
mensschwacher Familien zur Verfügung zu 
stellen? 
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19. Abgeordneter Wann werden die amerikanischen Streitkräfte 

Börner diese in der Kennedystraße und Breitscheid- 

straße in Kassel gelegenen Wohnungen räu- 
men? 

20. Abgeordneter Trifft es zu, daß bei einem Manöver der ame- 

Pieroth rikanischen Streitkräfte in der Gemeinde Me- 

dard innerhalb einer Stunde ein Schaden von 
etwa 50 000 DM angerichtet wurde, der zum 
Teil darauf zurückzuführen ist, daß die Ket- 
tenfahrzeuge der amerikanischen Streitkräfte 
bei 30 Grad im Schatten ohne Gummibeläge 
auf den aufgeweichten Straßen fuhren, und 
wie gedenkt die Bundesregierung gegebenen- 
falls auf die amerikanischen Streitkräfte ein- 
zuwirken, damit solche Schäden in Zukunft 
auf ein erträgliches Maß herabgemindert wer- 
den? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, im 
Rahmen des Eventualhaushaltes 1972 den Ge- 
meinden auch Mittel für die Errichtung von 
Sportstätten zu gewähren? 

22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der gleichen Ansicht 
Wuwer wie der Bund der Steuerzahler, daß jetzt näm- 

lich der konjunkturell günstigste Zeitpunkt 
für die Rückerstattung des Konjunkturzu- 
schlags ist, weil angesichts der allgemein 
pessimistischen Konjunkturbeurteilung und 
der dadurch bedingten Sorge vieler Arbeit- 
nehmer um ihre Arbeitsplätze zu erwarten 
ist, daß die privaten Haushalte die ihren aus 
der Rückzahlung zufließenden Gelder nicht für 
Konsumzwecke ausgeben, sondern sparen wer- 
den, wodurch zugleich der Spielraum für eine 
inflationsfreie Kreditfinanzierung öffentlicher 
Aufgaben erweitert wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

Treffen die Angaben der Aktion „Das sichere 
Haus" in München zu, nach denen sich in den 
Haushalten der Bundesrepublik Deutschland 
jährlich 11 000 tödliche Unfälle ereignen? 

24. Abgeordneter Welche Möglichkeiten der Unfallverhütung 

Zebisch sieht die Bundesregierung? 

25. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung dazu bewogen, 

Link die Förderung des Versehrtensports mit Rund- 

schreiben des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung vom 15. November 1971 
durch bürokratische Erschwernisse, insbeson- 
dere durch die Wiedereinführung von Teil- 


23. Abgeordneter 

Zebisch 


21. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 
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nehmerlisten mit eigenhändigen Unterschrif- 
ten aller Teilnehmer, auf die bereits seit 1959 
zur Vereinfachung verzichtet worden war, zu 
behindern? 

26. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Link Hessische Versehrten-Sportverband auf einer 

außerordentlichen Mitgliederversammlung am 
15. Januar 1972 beschlossen hat, den Auftrag 
zur Durchführung des Versehrtensports zu- 
rückzugeben, wenn er gezwungen wird, nach 
dem Rundschreiben des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung vom 15. No- 
vember 1971 zu arbeiten, und gedenkt die 
Bundesregierung, das praxisfremde Rund- 
schreiben ersatzlos aufzuheben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


27. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Röhner für die Aufstellung territorialer Truppen unter 

Ausnutzung des Reservistenpotentials in 
Oberfranken getroffen, und wann ist mit der 
Aufstellung von Sicherheitskompanien zu 
rechnen? 


28. Abgeordneter Zu welchem Zeitpunkt kann mit der Vorlage 
Röhner der Infrastrukturforderungen für die hierzu 

notwendigen Geräteeinheiten gerechnet wer- 
den? 


29. Abgeordneter Trifft es zu, daß von der Bundesregierung 
Hansen 22 Noratlas Transportflugzeuge an die Firma 

Stockleigh Holdings Ltd. in Dublin verkauft 
worden sind (laut der schwedischen Zeitschrift 
„Aviation Letter", Januar 1972), um über die 
französische SNIAS nach Südafrika verbracht 
zu werden? 


30. Abgeordneter Auf welche Weise gedenkt die Bundesregie- 

Hansen rung einen Weiterverkauf der 22 Noratlas 

nach Südafrika oder Portugal und damit die 
Verwendung im Kolonialkrieg zu verhindern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend r Familie und Gesundheit 

31. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung der 

Spitzmüller „Medical-Tribune" vom 28. Januar 1972, daß 

Reihenuntersuchungen auf Wurmbefall bei 
Gastarbeitern nicht nur wünschenswert sind, 
sondern unerläßlich unter dem Gesichtspunkt 
des vorbeugenden Gesundheitschutzes sowie 
aus arbeitsmedizinischen Aspekten und der 
Fürsorgepflicht gegenüber den Gastarbeitern 
und dessen Kollegen am Arbeitsplatz? 


24 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3243 


32, Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, 

Spitzmüller Voruntersuchungen auf Wurmbefall bereits 

im Heimatland durchführen zu lassen, sowie 
dies vielfach bezüglich der Lungentuberku- 
lose geschieht? 


33. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch geeignete 
Dasch Maßnahmen beim Bundesgesundheitsamt in 

Berlin sicherzustellen, daß die Zulassung neuer 
Medikamente nicht wie bisher IV 2 Jahre be- 
nötigt, sondern in einem kürzeren Zeitraum 
durchgeführt werden kann? 


34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das Bundes- 
Dasch gesundheitsamt in Berlin anzuweisen, beim 

Eingang der Zulassungsgesuche die Zulas- 
sungszeit einer ganzen Reihe von Medikamen- 
ten dadurch abzukürzen, daß durch eine Grup- 
peneinteilung unterschieden wird in chemisch 
neue Stoffe, in chemisch bekannte Stoffe und 
in biologisch-pflanzliche Stoffe, welche erfah- 
rungsgemäß keinerlei schädliche Nebenwir- 
kungen haben und deren positive Wirksam- 
keit in der Erfahrungsheilkunde längst be- 
kannt ist? 


35. Abgeordneter Welche Voraussetzungen müssen gegeben 
Weigl sein, damit die Telefongrundgebühren für al- 

leinstehende Rentner und hilfsbedürftige Per- 
sonen von der Sozialhilfe übernommen wer- 
den? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


36. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob im Jahre 
1972 weitere Sonderaktionen „Fahrpreiser- 
mäßigung bei der Deutschen Bundesbahn", 
insbesondere für die Sommerzeit 1972 geplant 
sind? 


37. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei den 
letztjährigen Aktionen, insbesondere bei der 
Dienstag-, Mittwoch-, Donnerstagaktion, wäh- 
rend der Sommerzeit in weiten Kreisen der 
Bevölkerung die Kürze der Ankündigung be- 
mängelt wurde, da eine rechtzeitige Disposi- 
sition mit dem Arbeitgeber, Absprache inner- 
halb der Familien und Festlegung der Ferien- 
unterkünfte nicht mehr möglich war, und wird 
die Bundesregierung daher auf die Deutsche 
Bundesbahn einwirken, die diesjährigen Pro- 
gramme umgehend zu veröffentlichen, zumal 
auch für die Deutsche Bundesbahn selbst bei 
nicht rechtzeitiger Veröffentlichung Einnah- 
meverluste zu erwarten sind? 
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38. Abgeordneter 

Haase 

(Kellinghusen) 


39. Abgeordneter 

Haase 

(Kellinghusen) 


40. Abgeordneter 

Dr. Arnold 


41. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


42. Abgeordneter 

Weigl 


43. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


44. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Wann ist mit der Vorlage des Gutachtens der 
Kommission für die Kanalquerung im Raume 
Brunsbüttel zu rechnen, und ist sichergestellt, 
daß danach Planung, Planfeststellung und Er- 
richtung des Bauwerks mit den erforderlichen 
beiderseitigen Straßenanschlüssen so zügig 
verlaufen, daß mit der Verkehrsfreigabe spä- 
testens 1975 zu rechnen ist? 

Ist sich die Bundesregierung darüber im kla- 
ren, daß, wenn dieser Termin nicht eingehalten 
werden kann, die wirtschaftliche Entwicklung 
im Wirtschaftsraum Brunsbüttel erheblich be- 
einträchtigt wird, und daß es bei saisonbe- 
dingtem Spitzenverkehr u. U. zu einem Ver- 
kehrschaos kommen kann? 

Treffen Berichte zu, wonach die Bundesregie- 
rung beabsichtigt, eine drastische Erhöhung 
der Parkgebühren in den Stadtzentren zu er- 
reichen? 

Weiche Auswirkungen ergeben sich nach Mei- 
nung der Bundesregierung durch die in ein- 
zelnen Bundesländern durchgeführte Gebiets- 
reform auf die amtliche Kennzeichnung von 
Kraftfahrzeugen (§ 23 Abs. 2 Satz 2 und 3 
StVZO)? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
einer weiteren positiven wirtschaftlichen Ent- 
wicklung der Stadt Weiden in der Oberpfalz 
zu einem Oberzentrum den Verkehrslande- 
platz Weiden aus der Flugüberwachungszone 
herauszunehmen? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
gierung zu ergreifen, um die gefährliche Ver- 
kehrssituation in Möhrfelden an dem Viadukt, 
durch den die durch den Ausbau der Auto- 
bahn Frankfurt — Darmstadt noch besonders 
frequentierte B 486 unter der Riedbahnstrecke 
hindurchgeführt wird, durch die umgehende 
Errichtung eines geeigneten Kreuzungsbau- 
werks zu bereinigen? 

ln welcher Weise wird eine so bewährte Ein- 
richtung wie der Schülerlotsendienst unter- 
stützt und gefördert? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


45. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Kann die Bundesregierung dem Deutschen 
Bundestag eine Aufstellung darüber geben, 
bei welchen Organisationen und Institutionen 
der Vertriebenenbewegung Mittel für deren 
staatspolitische und kulturpolitische Arbeit in 
den Jahren 1971 und 1972 gestrichen wurden? 
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46. Abgeordneter Welche Bildungs- und Informationsinstitute, 
Dr. Jahn die im Zonengrenzbereich über die widerna- 

(Braunschweig) türliche Teilung Deutschlands informierten, 
wurden seit dem Jahre 1969 geschlossen bzw. 
in ihrer Arbeit eingeschränkt, und welche mit 
diesen Institutionen zusammenarbeitenden Or- 
ganisationen wurden in welchem Umfang bei 
der Mittelbewilligung in ihrer Arbeit be- 
schränkt bzw. völlig ausgeschaltet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


47. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Grund- 

Pfeifer schulversuch an der Gutenbergschule in Reut- 

lingen/Orschel-Hagen, den die PH Reutlingen 
im Jahre 1967 begonnen hat, gemäß der von 
Bund und Ländern geschlossenen Rahmen- 
vereinbarung zur koordinierten Vorbereitung, 
Durchführung und wissenschaftlichen Beglei- 
tung von Modellversuchen im Bildungswesen 
finanziell zu unterstützen, nachdem die Lan- 
desregierung diese Schule in das Modellpro- 
gramm des Landes aufgenommen hat? 

48. Abgeordneter Welche Gründe haben dazu geführt, daß der 

Lenzer bereits im Juli 1971 fällige Forschungsbericht 

IV, der später für Dezember 1971 angekündigt 
wurde, bisher noch nicht erschienen ist? 

49. Abgeordnete In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
Frau Dr. Walz rung, den Numerus clausus verstärkt abzu- 
bauen, wenn nach ihrer Planung von 1972 bis 
1975 kaum die Kostensteigerungen auf gefan- 
gen werden und ab 1974/1975 sogar eine 
Stagnation eintritt? 


Bonn, den 10. März 1972 
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